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ARMUTSRISIKO ALLEINERZIEHEND
Sabine Hübgen
In Deutschland leben rund 1,6 Millionen allein­
erziehende Mütter und Väter mit minderjährigen 
Kindern. Während der Anteil von Familien mit 
Kindern an allen Haushalten in Deutschland ins­
gesamt seit Jahren rückläufig ist, steigt die Zahl der 
Alleinerziehenden kontinuierlich an. Mittlerwei­
le machen Alleinerziehende ein gutes Fünftel der 
Familien mit minderjährigen Kindern aus, wobei 
deutliche regionale Unterschiede und Geschlech­
terungleichheiten bestehen. Einelternfamilien 
sind in Ostdeutschland deutlich weiter verbreitet 
(27 Prozent) als in Westdeutschland (19 Prozent), 
und Frauen sind bei den Alleinerziehenden mit 
rund 90 Prozent immer noch stark überrepräsen­
tiert. 01 Doch gerade diese Familienform gilt als 
besonders armutsgefährdet: Dem Statistischen 
Bundesamt zufolge waren 2015 rund ein Drittel 
aller Alleinerziehenden in Deutschland von Ar­
mut bedroht, noch mehr (40 Prozent) waren 2011 
auf Leistungen aus der Grundsicherung für Ar­
beitsuchende nach Sozialgesetzbuch (SGB) II, 
also „Hartz IV“, angewiesen. 02 Im starken Ge­
gensatz dazu liegt die Armutsgefährdungsquote 
der gesamten Bevölkerung bei 16,7 Prozent, die 
von Paaren mit zwei Kindern im Haushalt so­
gar noch niedriger bei 10,1 Prozent. Was sind die 
Gründe dafür, dass Alleinerziehende in Deutsch­
land dreimal so häufig von Armut bedroht sind 
als andere Familien mit Kindern?
VIELFÄLTIGE FAMILIENFORM
Zunächst bedarf der Begriff „alleinerziehend“ 
einer Klärung. Denn einer Studie des Bundesfa­
milienministeriums von 2011 zufolge benutzen 
viele Alleinerziehende diesen Begriff gar nicht. 03 
Viele nehmen sich selbst auch ohne Partner oder 
Partnerin nicht als alleine wahr, weil sie auf ein 
mehr oder weniger breites Unterstützungsnetz­
werk in Familie und Freundeskreis zurückgreifen 
können. Der Begriff ist also häufig eine Fremd­
zuschreibung durch andere Personen oder öf­
fentliche Einrichtungen. Im juristischen Sinne 
beispielsweise ist eine Person alleinerziehend, 
wenn sie ohne die Hilfe einer anderen erwach­
senen Person mindestens ein Kind unter 18 Jah­
ren im Haushalt versorgt. Teilen sich zwei nicht 
zusammenlebende Elternteile die elterliche Sorge 
für das Kind jedoch gleichermaßen untereinander 
auf (das sogenannte Wechselmodell), so gelten 
diese Eltern juristisch nicht als alleinerziehend. 
Die sozialstatistische Definition hingegen, die in 
wissenschaftlichen Berichten und Studien An­
wendung findet, leitet den Begriff aus der beste­
henden Haushaltskonstellation ab: Alleinerzie­
hende leben mit minderjährigen beziehungsweise 
„abhängigen“ 04 Kindern in einem gemeinsamen 
Haushalt, aber ohne Partner beziehungsweise 
Partnerin. Um die Lebensrealität insbesondere 
von sehr jungen Alleinerziehenden abbilden zu 
können, wird diese enge Definition des Alleiner­
ziehens auch insofern erweitert, dass andere er­
wachsene Familienmitglieder (vorrangig die El­
tern) im Haushalt leben können. 05
Alleinerziehend kann also vielfältige Bedeu­
tungen haben, und es zu sein, bringt unterschied­
liche Herausforderungen mit sich. Dies hängt ins­
besondere damit zusammen, an welchem Punkt 
im Lebensverlauf und durch welches Ereignis 
eine Person alleinerziehend wird. Während der 
Tod des Partners oder der Partnerin der Ausnah­
mefall ist, sind Familientrennungen von ehelichen 
oder nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit 
rund 80 Prozent die mit Abstand häufigste Ursa­
che für den Beginn einer Alleinerziehendenpha­
se. 06 Daneben gibt es einen kleinen, aber wach­
senden Anteil an Frauen, die durch die Geburt 
des ersten Kindes außerhalb einer (festen) Part­
nerschaft alleinerziehend werden. 07 Diese Frau­
en sind in der Regel relativ jung (unter 25 Jahre) 
und haben zum Teil ihre berufliche Ausbildung 
zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes noch nicht 
abgeschlossen. Personen, die durch eine Famili­
entrennung alleinerziehend werden, erleben die­
se Familienform häufig später im Lebensverlauf. 
Ehen sind im Durchschnitt stabiler als nichtehe­
liche Lebensgemeinschaften, das heißt, Kinder 
von Geschiedenen gehen häufig bereits zur Schu­
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le, während Alleinerziehende aus nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften eher Kinder im Kinder­
gartenalter haben. Alleinerziehend ist eine sehr 
dynamische Familienform, da sie oftmals unge­
plant beziehungsweise ungewollt eintritt und je 
nach Zeitpunkt im Lebensverlauf auch von län­
gerer oder kürzerer Dauer sein kann. Junge Al­
leinerziehende mit kleinen Kindern verlassen die­
se Familienform oftmals nach kurzer Zeit wieder, 
indem sie eine (neue) Partnerschaft eingehen. Äl­
tere Alleinerziehende dagegen verbleiben länger 
in dieser Familienform, die auch häufiger erst 
durch das Erwachsenwerden der Kinder beendet 
wird. 
Allein dieser Unterschied im Kindesalter stellt 
Alleinerziehende vor jeweils andere Alltags he­
raus for de rungen: Jüngere Kinder erfordern eine 
viel höhere Betreuungsintensität, und das Betreu­
ungsangebot für ältere Kinder ist immer noch 
deutlich besser ausgebaut als das für jüngere. Da­
rüber hinaus besteht ein weiterer wichtiger Un­
terschied zwischen Alleinerziehenden qua Ge­
burt und solchen durch eine Familientrennung. 
Besonders Frauen, die in einer vorherigen Part­
nerschaft die Hauptverantwortung für die Er­
ziehungsarbeit übernahmen, unterbrachen oder 
reduzierten häufig längerfristig die Erwerbstä­
tigkeit. Dieser Umstand erschwert es weiblichen 
Alleinerziehenden nach einer Partnerschaftstren­
nung aufgrund mangelnder Arbeits markt inte­
gration oder Berufserfahrung während der Al­
leinerziehendenphase, einen adäquaten Job als 
Alleinernährerin zu finden.
01 Vgl. Statistisches Bundesamt et al. (Hrsg.), Datenreport 2016, 
Kapitel 2: Familie, Lebensformen und Kinder, Bonn 2016, S. 47.
02 Vgl. Juliane Achatz et al., Alleinerziehende Mütter im Bereich 
des SGB II, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, IAB-
Forschungsbericht 8/2013. 
03 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ), Lebenswelten und -wirklichkeiten von Alleinerzie-
henden, Berlin 2011.
04 Abhängig ist hier zu verstehen als finanziell abhängig von 
den Eltern. Dazu zählen alle minderjährigen Kinder sowie Kinder 
zwischen 18 und 24 Jahren in einer Vollzeitausbildung oder in 
Arbeitslosigkeit.
05 Vgl. Karen Jaehrling et al., Arbeitsmarktintegration und 
sozioökonomische Situation von Alleinerziehenden. Ein empiri-
scher Vergleich: Deutschland, Frankreich, Schweden, Vereinigtes 
Königreich, Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), 
Forschungsbericht 420/2011.
06 Vgl. Notburga Ott et al., Dynamik der Familienform „alleiner-
ziehend“, BMAS Forschungsbericht 421/2011. 
07 Vgl. Sonja Bastin, Dynamik alleinerziehender Mutterschaft, in: 
Zeitschrift für Familienforschung 9/2012, S. 201–228.
„HÄUFIG VON ARMUT BETROFFEN“:  
WAS HEISST DAS?
Wie erwähnt, haben Alleinerziehende ein deutlich 
höheres Armutsrisiko im Vergleich zu Paarfami­
lien. Darüber hinaus ist das Armutsrisiko von Al­
leinerziehenden über die vergangenen 20 Jahre 
relativ kontinuierlich gestiegen, und zwar stärker 
als für die Gesamtbevölkerung. 08
Gemäß der Definition der Europäischen Uni­
on gilt ein Haushalt dann als von Armut bedroht, 
wenn er über weniger als 60 Prozent des mittleren 
bedarfsgewichteten 09 Nettoeinkommens eines Lan­
des verfügt. Diese Grenze lag in Deutschland 2015 
für einen Haushalt mit zwei Erwachsenen und zwei 
Kindern unter 14 Jahren bei einem Jahreseinkom­
men von 26 041 Euro, für eine alleinlebende Person 
bei 12 401 Euro. Aber auch wenn andere Armutsin­
dikatoren angelegt werden, sind Alleinerziehende 
stark betroffen. Neben dem Einkommen ist mate­
rielle Entbehrung ein zentraler Indikator zur Mes­
sung von Armut. Hier wird ein allgemeingültiger 
Lebensstandard für eine Gesellschaft zu einem be­
stimmten Zeitpunkt definiert. Zu diesem Lebens­
standard gehören beispielsweise eine Waschmaschi­
ne, ein Fernseher, ein Telefon, eine Woche Urlaub, 
vollwertiges Essen oder angemessenes Heizen der 
Wohnung. Im aktuellen Armuts­ und Reichtums­
bericht der Bundesregierung werden Haushalte 
beispielsweise als „materiell depriviert“ definiert, 
wenn mindestens drei dieser Güter aus finanziellen 
Gründen nicht zur Verfügung stehen. Fehlen min­
destens vier Güter, ist von „erheblicher“ materieller 
Entbehrung die Rede. Dem Bericht zufolge waren 
2013 30 Prozent der Alleinerziehenden von materi­
eller Entbehrung betroffen, die Hälfte davon (also 
15 Prozent) sogar von erheblicher Entbehrung. Im 
Gegensatz dazu leben lediglich sieben Prozent der 
Paare mit zwei Kindern in materieller und drei Pro­
zent in erheblicher materieller Entbehrung.
Wird der Bezug von Leistungen aus der 
Grundsicherung als weiterer Armutsindikator 
herangezogen, fällt der Vergleich von Alleiner­
ziehenden und Paarfamilien noch drastischer 
aus: Alleinerziehende beziehen rund fünfmal so 
08 Vgl. BMAS, Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung, Bonn 2017.
09 Das bedarfsgewichtete Haushaltseinkommen setzt das gesam-
te Haushaltseinkommen ins Verhältnis zur Anzahl und dem Alter 
der Haushaltsmitglieder. Je mehr erwachsene Personen von einem 
bestimmten Haushaltseinkommen leben müssen, umso niedriger 
fällt das bedarfsgewichtete Einkommen dieses Haushalts aus. 
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häufig Leistungen aus der Grundsicherung wie 
Paarfamilien (40 Prozent im Vergleich zu acht 
Prozent) und verbleiben auch länger im Leis­
tungsbezug. 10 Diese Zahlen verdeutlichen die Re­
levanz des Themas und wie bedeutend die Fra­
ge nach den Ursachen für dieses disproportional 
hohe Armutsrisiko von Alleinerziehenden ist. 
VIELFÄLTIGE URSACHEN –  
EINE ANNÄHERUNG
Das materielle und soziale Wohlergehen von Fa­
milien hängt nicht nur von der familiären Gemein­
schaft, sondern auch von den Arbeitsmarktbedin­
gungen und nicht zuletzt vom Wohlfahrtsstaat 
ab. In der Armutsforschung werden die Ursa­
chen für das erhöhte Armutsrisiko Alleinerzie­
hender im Zusammenspiel dieser drei Instanzen 
verortet, die gemeinsam häufig als „Wohlfahrts­
dreieck“ bezeichnet werden.
Familiäre Gemeinschaft 
Grundsätzlich kann die Anwesenheit von Kin­
dern im Haushalt ein Armutsrisiko bedeuten. In 
Familien mit Kindern müssen zum einen mehr 
Personen versorgt werden, die nicht ihren ei­
genen Lebensunterhalt bestreiten können, zum 
anderen investieren Eltern viel Zeit in die Er­
ziehungsarbeit, was gleichzeitig ihr Erwerbspo­
tenzial schmälert – vor allem solange die Kinder 
klein sind. Diese Erziehungsarbeit wird nach wie 
vor hauptsächlich von Frauen geleistet. Das hängt 
mit fortbestehenden geschlechtsspezifischen Nor­
men zur Verantwortlichkeit für unbezahlte Erzie­
hung oder Pflege von Familienmitgliedern einer­
seits und für bezahlte Erwerbsarbeit andererseits 
zusammen. Mittlerweile sind Frauen zwar mehr­
heitlich erwerbstätig, und immer mehr Paare stre­
ben eine egalitäre Aufgabenaufteilung zumindest 
an. Trotzdem hat die Geburt eines Kindes oft zur 
Folge, dass Frauen den Großteil der unbezahlten 
Familienarbeit übernehmen, was langfristige ne­
gative Konsequenzen für ihre Erwerbsbiografi­
en hat. 11 Berufstätige Mütter nehmen meistens die 
Rolle einer Zuverdienerin ein, während der Part­
ner weiterhin für das Haupteinkommen sorgt.
10 Vgl. Achatz et al. (Anm. 2), S. 12.
11 Vgl. Beate Kortendiek, Familie: Mutterschaft und Vaterschaft 
zwischen Traditionalisierung und Modernisierung, in: Ruth Becker/
dies. (Hrsg.), Handbuch Frauen- und Geschlechterforschung, Wies-
baden 20103.
Solange die Paarbeziehung der Eltern besteht, 
ist das Armutsrisiko verdeckt, im Falle einer Fami­
lientrennung aber tritt es zum Vorschein. Denn die 
geschlechtsspezifische Verantwortlichkeit für die 
Erziehung von Kindern bleibt meist auch nach einer 
Trennung bestehen, sodass die allermeisten Kinder 
mit der Mutter zusammenleben. Dies gilt insbeson­
dere für kleine Kinder, die eine intensive Betreuung 
brauchen. Der Großteil der alleinerziehenden Vä­
ter hingegen lebt mit jugendlichen Kindern zusam­
men, die im Alltag schon recht selbstständig sind. 
Dadurch erleben alleinerziehende Mütter häufig 
eine stärkere und länger andauernde Doppelbela­
stung von Erziehungs­ und Erwerbsarbeit.
Die Verantwortung beider Elternteile gegen­
über den Kindern besteht auch nach einer Fami­
lientrennung fort. Grundsätzlich gibt es im Hin­
blick auf die elterlichen Pflichten gegenüber den 
Kindern eine Aufteilung in Betreuungs­ und Bar­
unterhalt. Lebt das Kind nach der Familientren­
nung nur bei der Mutter, so leistet diese meist den 
gesamten Betreuungsunterhalt. Damit ist streng 
genommen der Vater für den kompletten finan­
ziellen Bedarf des Kindes verantwortlich. Dieser 
Pflicht kommt allerdings nur etwa jedes zweite 
unterhaltspflichtige Elternteil nach, wobei ledig­
lich die Hälfte der geleisteten Unterhaltszahlun­
gen dem festgelegten Mindestunterhalt (335 Euro 
für Kinder bis fünf Jahre, 384 Euro für Kinder von 
sechs bis elf Jahren und 450 Euro für Kinder von 
zwölf bis 17 Jahren) entspricht. 12 Dies ist eine gra­
vierende Einkommenslücke für Alleinerziehende, 
die vom Sozialstaat in Form von Unterhaltsvor­
schüssen nur teilweise ausgeglichen wird.
Arbeitsmarkt
Grundsätzlich zeigen Alleinerziehende eine hohe 
Erwerbsorientierung und verfügen mehrheitlich 
über einen beruflichen Abschluss, was eine wich­
tige Voraussetzung für eine erfolgreiche Jobsuche 
ist. Dennoch sind Alleinerziehende deutlich häu­
figer von Arbeitslosigkeit betroffen als dies bei der 
gesamten Erwerbsbevölkerung (15­ bis 65­Jähri­
ge) der Fall ist. 13 Dies wird auf strukturelle Hin­
dernisse bei der Vereinbarkeit von Erwerbs­ und 
Erziehungsarbeit zurückgeführt. 14 Alleinerzie­
12 Vgl. Anne Lenze/Antje Funcke, Alleinerziehende unter Druck. 
Rechtliche Rahmenbedingungen, finanzielle Lage und Reformbe-
darf, Gütersloh 2016. 
13 Vgl. ebd., S. 9, S. 27.
14 Vgl. Achatz et al. (Anm. 2), S. 4. 
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hende sind auf Stellen angewiesen, die ihnen zum 
einen ein ausreichendes Einkommen für die ge­
samte Familie sichern. Zum anderen benötigen sie 
genügend zeitliche Flexibilität, um den manchmal 
unvorhersehbaren Alltag mit Kindern zu gestal­
ten (etwa bei Krankheit des Kindes).
Allerdings strukturieren fortbestehende ge­
schlechtsspezifische Rollenbilder auch den Ar­
beitsmarkt für Frauen und Männer in unter­
schiedlicher Weise. Dieses Phänomen wird als 
„berufliche Geschlechtersegregation“ bezeichnet. 
Sie zeigt sich zum einen darin, dass Frauen und 
Männer Berufe ausüben, die sich unter anderem 
in ihren Aufgabenfeldern, Lohnstrukturen, Auf­
stiegsmöglichkeiten oder Zeitmodellen deutlich 
unterscheiden. Männlich dominierte Berufe set­
zen häufig Vollzeiterwerbstätigkeit, zeitliche Fle­
xibilität sowie Überstundenbereitschaft voraus, 
werden in der Regel aber auch deutlich besser be­
zahlt. Dagegen sind überwiegend von Frauen aus­
geübte Berufe durch einen hohen Teilzeitanteil, 
geringfügige Beschäftigung, geringere Beschäfti­
gungsstabilität, niedrigere Löhne, dafür aber grö­
ßere zeitliche Flexibilität gekennzeichnet. Des 
Weiteren sind Frauen und insbesondere Mütter 
in höheren Positionen gegenüber Männern wei­
terhin deutlich unterrepräsentiert, was häufig 
mit dem Bild der „gläsernen Decke“ beschrieben 
wird. Alleinerziehende Mütter kämpfen damit 
nicht nur mit der grundsätzlich stärkeren Doppel­
belastung, sondern eben auch mit geschlechtsspe­
zifischen Formen der Arbeitsmarktdiskriminie­
rung. Für alleinerziehende Väter dagegen besteht 
die größte Herausforderung darin, bei der beste­
henden Vollzeit­ und Überstundennorm für Män­
ner zeitliche Ressourcen für die Familie zu finden. 
All diese Nachteile müssen von Alleinerzie­
henden häufig in Kauf genommen werden, um 
eine Erwerbstätigkeit mit dem Familienleben zu 
vereinbaren. Beispielsweise nimmt der Niedrig­
lohnsektor immer weiter zu, was zu einer Ent­
kopplung von Erwerbsbeteiligung und Armuts­
risiko führt. Das bedeutet, dass immer mehr Jobs 
so gering entlohnt werden, dass sie nicht mehr 
ausreichend vor Armut schützen. Alleinerziehen­
de sind davon besonders stark betroffen, da sie 
im Niedriglohnsektor überrepräsentiert sind. 15 
15 Vgl. Karen Jaehrling et al., Mehr Arbeit, mehr Armut? Ausmaß 
und Hintergründe der Entkoppelung von Erwerbsarbeit und materi-
eller Sicherheit von Alleinerziehenden im Ländervergleich, in: Kölner 
Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 3/2014, S. 343–370. 
Erwerbstätige Alleinerziehende sind deshalb oft 
gleichzeitig auf Leistungen aus der Grundsiche­
rung angewiesen, um einen gewissen minimalen 
Lebensstandard überhaupt halten zu können.
Sozialstaat
Die Aufgabe des Sozialstaats besteht darin, Bür­
gerinnen und Bürger beziehungsweise Haushal­
te gegen bestimmte Risiken abzusichern, falls 
dies über die familiäre Gemeinschaft und den Ar­
beitsmarkt nicht ausreichend gewährleistet wer­
den kann. In Deutschland geschieht dies vor­
rangig über das Sozialversicherungssystem, das 
Einkommensverluste bei Arbeitsplatzverlust, 
Mutterschaft, Krankheit und Pflegebedürftig­
keit, bei Unfällen sowie im Alter abfedert. Die 
(Dienst­)Leistungen in den Bereichen Famili­
en­, Vereinbarkeits­ und Sozialpolitik sind auch 
für Alleinerziehende wichtige Einkommensquel­
len, um ein Leben unterhalb der Armutsgrenze 
zu vermeiden. Dem Fünften Armuts­ und Reich­
tumsbericht zufolge wird das Armutsrisiko von 
Alleinerziehenden durch Sozialtransfers immer­
hin um 33 Prozent reduziert. 16 Im Folgenden 
werden die zentralen Leistungen für Alleinerzie­
hende erläutert und in ihrer Effektivität bewertet.
Im Rahmen der Familienpolitik, die die finan­
ziellen Risiken von Kindern abmildern soll, ste­
hen Alleinerziehenden verschiedene Leistungen 
zur Verfügung: Speziell für Alleinerziehende be­
steht ein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss, falls 
der unterhaltspflichtige Elternteil dieser Pflicht 
nicht oder nur teilweise nachkommen kann. Die­
se Leistung orientiert sich an einem festgelegten 
Mindestunterhalt, der jedem Kind zusteht. Für 
Kinder bis zu fünf Jahren beträgt der Unterhalts­
vorschuss derzeit 150 Euro pro Monat, für Sechs­ 
bis Elfjährige 201 Euro und für Zwölf­ bis 17­Jäh­
rige 268 Euro. Der Unterhaltsvorschuss ist eine 
sogenannte vorrangige Sozialleistung, das heißt, 
andere Sozialleistungen – beispielsweise nach dem 
SGB II – können nur dann zusätzlich bezogen 
werden, wenn der Bedarf des Haushalts durch ei­
genes Erwerbseinkommen, den Unterhaltsvor­
schuss und andere vorrangige Leistungen wie Ar­
beitslosen­ oder Elterngeld nicht gedeckt werden 
kann. Bis vor Kurzem war der Bezug des Vor­
schusses auf sechs Jahre begrenzt; außerdem galt 
er nur für Kinder unter zwölf Jahren. Nach starker 
Kritik wurde die Begrenzung zum Juli 2017 auf­
16 Vgl. BMAS (Anm. 8), S. 555.
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gehoben: Der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss 
gilt nun ohne zeitliche Einschränkungen bis zum 
18. Geburtstag des Kindes, sofern „das Kind nicht 
auf SGB II­Leistungen angewiesen ist oder der al­
leinerziehende Elternteil im SGB II­Bezug min­
destens 600 Euro brutto verdient“. 17
Durch diese Gesetzesänderung werden deut­
lich mehr Alleinerziehende Unterhaltsvorschuss 
beantragen können, was sich kurz­ und langfris­
tig positiv auf ihre Einkommenssituation auswir­
ken dürfte. Darüber hinaus steht Alleinerziehen­
den – wie anderen Eltern auch – Kindergeld in 
Höhe von 192 Euro monatlich pro Kind zu. 18 Bei 
Bezug von Unterhaltsvorschuss wird das Kinder­
geld vollständig angerechnet, der Vorschussbe­
trag wird also um das Kindergeld reduziert, was 
seine armutsreduzierende Wirkung senkt. Wei­
terhin gibt es für erwerbstätige Eltern mit nied­
rigem Einkommen – zu denen Alleinerziehende 
häufig gehören – einen Kinderzuschlag von bis zu 
140 Euro im Monat. Dieser wird Alleinerziehen­
den ab einem eigenen Erwerbseinkommen von 
600 Euro und bei nicht gleichzeitigem Leistungs­
bezug aus der Grundsicherung gewährt. 19
Im Bereich der Vereinbarkeitspolitik gab 
es in den zurückliegenden Jahren mehrere Re­
formen, die es Eltern erleichtern sollen, Famili­
en­ und Erwerbsleben besser miteinander in Ein­
klang zu bringen. Hierfür ist ein ausreichendes 
Angebot an öffentlich bereitgestellter Kinder­
betreuung von besonderer Bedeutung. Während 
der rechtliche Anspruch auf einen Betreuungs­
platz für Kinder ab drei Jahren seit Mitte der 
1990er Jahre besteht, blieb das Betreuungsange­
bot für jüngere Kinder vor allem in Westdeutsch­
land lange Zeit weit hinter der Nachfrage zurück. 
Seit 2013 besteht nun auch für Kinder ab einem 
Jahr ein solcher Anspruch, woraufhin die Kin­
derbetreuung massiv ausgebaut wurde. Das An­
gebot unterscheidet sich regional aber weiter­
hin stark in seiner Verfügbarkeit und hinsichtlich 
der Öffnungszeiten, sodass nicht immer (Voll­
zeit­)Betreuungsplätze für kleine Kinder oder 
ausreichend Nachmittagsbetreuung für Schulkin­
der zur Verfügung stehen. Generell wird allen er­
17 BMFSFJ, Der Unterhaltsvorschuss, 16. 6. 2017, www.bmfsfj.de/
bmfsfj/themen/familie/der-unterhaltsvorschuss/ 107026.
18 Jeweils für das erste und zweite Kind, 198 Euro für das dritte 
Kind, 223 Euro ab dem vierten Kind (ab 2018 werden die Sätze 
jeweils um zwei Euro erhöht).
19 Siehe das „Merkblatt Kinderzuschlag“ von der Familienkasse, 
Januar 2017.
werbstätigen Eltern ein bevorzugter Zugang zu 
Kinderbetreuung eingeräumt. 20 Dieses Vorrecht 
erschwert es allerdings insbesondere arbeitsu­
chenden Alleinerziehenden im Leistungsbezug, 
einen Betreuungsplatz zu finden, um eine Er­
werbstätigkeit aufnehmen zu können. 21
Darüber hinaus wurde 2007 das einkommens­
bezogene Elterngeld eingeführt, das Einkom­
mensverluste nach der Geburt eines Kindes abfe­
dern soll. Es wird für eine Dauer von bis zu zwölf 
Monaten im Anschluss an den Mutterschafts­
urlaub gezahlt. Zusätzlich zu den zwölf regulä­
ren Monaten können Alleinerziehende die zwei 
„Vätermonate“ auch selbst in Anspruch nehmen. 
Die Höhe des Elterngeldes hängt vom vorherigen 
Einkommen ab und beträgt mindestens 300 Euro 
(zum Beispiel bei vorheriger Erwerbslosigkeit 
oder Inaktivität) und maximal 1800 Euro in Mo­
nat. An der Reform wird jedoch kritisiert, dass 
vor allem Familien mit mittleren und hohen Ein­
kommen profitieren, während Familien ohne vor­
heriges Erwerbseinkommen aufgrund der kürze­
ren Bezugsdauer sogar schlechter gestellt seien als 
zuvor. 22 Allerdings ist hier zu beachten, dass in 
Deutschland sehr wenige Frauen direkt nach der 
Geburt eines Kindes alleinerziehend sind, sodass 
das Elterngeld nur begrenzte Auswirkungen auf 
das finanzielle Wohlbefinden der gesamten Grup­
pe der Alleinerziehenden hat.
Im Bereich der Sozialpolitik sind insbeson­
dere die Leistungen aus der Grundsicherung 
von großer Bedeutung für Alleinerziehende. An­
spruch besteht entweder im Falle einer Inakti­
vität, bei Erwerbslosigkeit oder wenn das Er­
werbseinkommen sehr niedrig ist. Im Zuge der 
„Hartz­Reformen“ wurde 2005 die Sozialhil­
fe mit der Arbeitslosenhilfe im neuen Arbeits­
losengeld II zusammengelegt. Diese Leistungen 
sind bedürftigkeitsgeprüft. Die Höhe der Leis­
tungen ist in Regelsätzen für verschiedene Haus­
haltskonstellationen festgelegt, die immer wieder 
an die sich verändernden tatsächlichen Lebens­
haltungskosten angepasst werden. Neben den 
Regelsätzen werden auch die Kosten der Unter­
20 Vgl. BMFSFJ, Alleinerziehende in Deutschland – Lebenssituati-
onen und Lebenswirklichkeiten von Müttern und Kindern, Monitor 
Familienforschung 28/2011. 
21 Vgl. Sonja Bastin, Partnerschaftsverläufe alleinerziehender 
Mütter, Wiesbaden 2016.
22 Vgl. Annette Henninger et al., Demography as a Push toward 
Gender Equality? Current Reforms of German Family Policy, in: 
Social Politics 3/2008, S. 287–314.
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kunft sowie Heizkosten vom Staat übernommen. 
Alleinerziehenden wird zusätzlich ein Mehrbe­
darf zugesprochen, der abhängig von der An­
zahl und dem Alter der Kinder ist. Für Allein­
erziehende, die keinen Anspruch auf Leistungen 
aus der Grundsicherung haben, kann Wohngeld 
eine wichtige Einkommensquelle darstellen. Hier 
wird Alleinerziehenden ein Einkommensfreibe­
trag von 600 Euro für jedes Kind unter zwölf Jah­
ren gewährt.
Außerdem gibt es für Alleinerziehende auch 
steuerliche Entlastungen. Generell wird Eltern 
ein Kinderfreibetrag gewährt, da das Existenz­
minimum von Kindern von der Steuer freigestellt 
wird. Dieser kann allerdings nur alternativ zum 
Kindergeld in Anspruch genommen werden. Das 
Finanzamt prüft automatisch, welche Leistung 
sich für den jeweiligen Haushalt als günstiger her­
ausstellt. Alleinerziehenden wird der gleiche Kin­
derfreibetrag gewährt wie zwei zusammenleben­
den Eltern, wenn der andere Elternteil entweder 
verstorben oder beschränkt einkommensteuer­
pflichtig ist (4608 Euro). Zusätzlich gibt es für 
Alleinerziehende einen steuerlichen Entlastungs­
betrag auf die Einkommensteuer, der 2015 bei 
1908 Euro für das erste Kind lag und sich bei je­
dem weiteren Kind um 240 Euro erhöht. 23
WAS KANN GETAN WERDEN? 
Trotz vielfältiger Reformen, die einige Verbesse­
rungen mit sich bringen, gibt es weiteren Hand­
lungsbedarf in allen drei Instanzen – Familie, 
Arbeitsmarkt und Sozialstaat. Im Bereich der fa­
miliären Gemeinschaft sollte eine gleichberech­
tigte Verantwortlichkeit für Erziehungs­ und 
Erwerbsarbeit von Männern und Frauen weiter 
gestärkt werden. Dem stehen insbesondere das 
Ehegattensplitting, die kostenlose Mitversiche­
rung von Familienmitgliedern in der gesetzlichen 
Krankenversicherung sowie ein unzureichendes 
Kinderbetreuungsangebot im Weg. 24
Im Bereich des Arbeitsmarkts sollten ins­
besondere für sehr junge Alleinerziehende mit 
geringer oder ohne abgeschlossene Berufsaus­
23 Vgl. BMAS (Anm. 8), S. 267. 
24 Vgl. Holger Bonin et al., Mikrosimulation ausgewählter ehe- und 
familienbezogener Leistungen im Lebenszyklus, Mannheim 2013.
25 Vgl. auch BMAS (Anm. 8), S. XXIII.
26 Vgl. Lenze/Funcke (Anm. 12), S. 11.
27 Vgl. BMFSFJ, Familienreport 2014. Leistungen, Wirkungen, 
Trends, Berlin 2015. 
bildung Qualifizierungs­ sowie Weiterbildungs­
angebote weiter ausgebaut werden, um gerade 
diese sehr gefährdete Gruppe gezielter zu un­
terstützen. Gleichzeitig sollten Arbeitgeber und 
Arbeitgeberinnen Anreize erhalten, familien­
freundliche und zeitlich flexible Arbeitsplätze zu 
schaffen.
Im Hinblick auf den Sozialstaat besteht fol­
gender Handlungsbedarf: Zu allererst sollten der 
Zugang zu Informationen über Sozialleistungen 
und ihre Kombination für Alleinerziehende so­
wie das Beantragen solcher Leistungen deutlich 
erleichtert werden. 25 Darüber hinaus sind stärke­
re Durchsetzungsmechanismen der Unterhalts­
ansprüche der Kinder gegenüber dem unterhalts­
pflichtigen Elternteil notwendig. In Neuseeland 
zum Beispiel kann der Kindesunterhalt bei Zah­
lungsverweigerung direkt vom Bruttolohn des 
unterhaltspflichtigen Elternteils einbehalten und 
an das Kind weitergeleitet werden. Außerdem 
wäre es für Alleinerziehende eine deutliche fi­
nanzielle Entlastung, wenn das Kindergeld nicht 
wie bisher vollständig auf andere Leistungen wie 
den Unterhaltsvorschuss oder das Arbeitslosen­
geld II angerechnet würde. 26 Ebenso sind die be­
stehenden Steuererleichterungen für Alleinerzie­
hende nicht ausreichend und die Beiträge zu der 
Sozialversicherung zu hoch, um sie wirklich zu 
 entlasten.
Darüber hinaus gilt es, die Kinderbetreuung 
weiter auszubauen, insbesondere die Nachmit­
tagsbetreuung für Schulkinder und die Betreuung 
zu Randzeiten. Rund ein Viertel der Alleinerzie­
henden mit Kindern unter drei Jahren wünscht 
sich für das eigene Kind einen Kita­Ganztagsplatz 
mit mehr als 35 Stunden in der Woche. 27 Eine flä­
chendeckende und zeitlich umfangreiche Kinder­
betreuung würde es Alleinerziehenden erheblich 
erleichtern, einen sozialversicherungspflichtigen 
Job mit größerem Stellenumfang anzunehmen. 
Veränderungen in all diesen drei Bereichen wür­
den dazu beitragen, das hohe Armutsrisiko von 
Alleinerziehenden in Deutschland effektiv zu 
 reduzieren. 
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